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Aus einer Anfrage der Fraktion Die Linke im Bundestag wird erkennbar, dass in den Jahren mit einer ver-
mehrten Anzahl an Tagen mit Temperaturen über 30 Grad Celsius auch die Anzahl der Arbeitsunfähig-
keitstage aufgrund von Hitze und Sonneneinstrahlung steigt. Demnach sind laut der gesetzlichen Kran-
kenversicherungs-Statistik des Bundesministeriums für Gesundheit im Hitzewellen-Jahr 2018 rund 
81.424 Arbeitsunfähigkeitstage registriert, im Jahr 2020, ein Jahr mit einer weitaus geringeren Anzahl an 
Tagen mit Temperaturen über 30 Grad, waren es um die 40.000 registrierte Arbeitsunfähigkeitstage. Der 
Gesundheitsschutz ist laut § 618 des Bürgerlichen Gesetzbuchs auch Aufgabe von Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgebern. Diese haben eine Fürsorgepflicht und müssen Maßnahmen zum Schutz der Gesund-
heit der Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz ergreifen, also auch vor Hitze schützen.  
 
Ich frage die Landesregierung:  
 
1. Wie viele Arbeitsunfähigkeitstage wurden nach Kenntnis der Landesregierung in Thüringen auf-
grund von Hitze und Sonneneinstrahlung in den Jahren 2018 bis 2022 registriert?  
2. Welche Auffassung vertritt die Landesregierung zu den gesetzlichen Vorgaben zum Schutz der 
Gesundheit von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern vor Hitze und wo sieht sie Anpassungs-
bedarf?  
3. Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung, um Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 
Thüringen umfassend vor Hitze zu schützen?  
 
Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie:  
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage 
möchte ich namens der Landesregierung wie folgt beantworten:  
 
Zu Frage 1: Leider liegen der Landesregierung derzeit keine Erkenntnisse zur Zahl der Arbeitsunfähig-
keitstage in Thüringen aufgrund von Hitze und Sonneneinstrahlung in den Jahren 2018 bis 2020 vor. Aber 
wir wissen natürlich aus wissenschaftlichen Studien, dass die zunehmenden Hitzewellen sich auch auf 
den gesundheitlichen Zustand der Menschen auswirken und deswegen mehr Krankheitsfälle und auch 
mehr Sterbefälle beispielsweise zu verzeichnen sind.  
 
Zu Fragen 2 und 3, die ich gern gemeinsam beantworten möchte: Die Arbeitsstättenverordnung fordert 
für die Arbeitsräume gesundheitlich zuträgliche Raumtemperaturen und den Schutz gegen übermäßige 
Sonneneinstrahlung, eine maximal zulässige Temperatur wird aber nicht genannt. Die diese allgemeine 
Forderung konkretisierende Arbeitsstättenregel ASR A3.5 Raumtemperatur legt im Punkt 4.2 Abs. 3 fest, 
dass die Lufttemperatur in Arbeits- und Sozialräumen +26 Grad Celsius nicht überschreiten soll. Im 
Punkt 4.4 der ASR A3.5 wird für Außenlufttemperaturen von über +26 Grad ein Stufenmodell mit zu be-
achtenden Randbedingungen und nötigen Schutzmaßnahmen für die Beschäftigten beschrieben. Da-
bei können die Beschäftigten bei Lufttemperaturen in Arbeitsräumen in den Stufen bis +30 Grad Cel-
sius/bis +35 Grad Celsius weiter tätig sein, vorausgesetzt der Arbeitgeber ergreift geeignete Schutz-
maßnahmen. Trotz dieser neuen Regelungen gibt es für Beschäftigte keinen direkten Rechtsanspruch 
auf zum Beispiel klimatisierte Räume oder hitzefrei. 7062 Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 90. Sit-
zung - 22.09.2022 Nach § 4 Arbeitsschutzgesetz ist der Arbeitgeber aber verpflichtet, die Arbeit so zu 
gestalten, dass eine Gefährdung für Leben und Gesundheit möglichst vermieden wird und verbleibende 
Gefährdungen geringgehalten werden. Da es bei Raumtemperaturen von über +26 Grad Celsius, wie sie 
im Sommer in nicht klimatisierten Arbeitsräumen auftreten können, unter bestimmten Umständen zu 
einer Gefährdung der Gesundheit kommen kann, sind Schutzmaßnahmen nötig. Randbedingungen 
und Beispiele werden in der ASR A3.5 genannt. Die Schutzmaßnahmen sind individuell mit einer 



Gefährdungsbeurteilung nach § 3 Arbeitsstättenverordnung festzulegen. Im Sinne des sogenannten 
TOP-Prinzips hat der Arbeitgeber technische, organisatorische und personenbezogene Schutzmaßnah-
men festzulegen und durchzusetzen. Beim Arbeitsplatz im Freien ist außerdem der Schutz vor der UV-
Strahlung der Sonne in die Gefährdungsbeurteilung einzubeziehen. Neben Licht und Wärme ist die 
nicht sichtbare UV-Strahlung Bestandteil der Sonnenstrahlung. Diese ist verantwortlich für die Bräu-
nung der Haut und wichtig für die Vitamin-D-Bildung. Sie ist aber auch eine mögliche Ursache für Haut- 
und Augenerkrankungen und erhöht das Risiko, an Hautkrebs zu erkranken. Deshalb gilt: Sonnenschutz 
ist Arbeitsschutz.  
 
Sowohl das Thüringer Landesamt für Verbraucherschutz als auch das Thüringer Ministerium für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie veröffentlicht umfassende Empfehlungen zu Maßnahmen zur 
Minimierung von gesundheitlichen Risiken bei Hitze. Auch Unfallversicherungsträger sowie die Bundes-
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin bieten auf ihren Internetseiten zahlreiche Informationen 
zum Thema an, sodass sich Arbeitgeber und Beschäftigte gleichermaßen zu möglichen Schutzmaß-
nahmen informieren können. Ein aktueller Bericht der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsme-
dizin vom März 2022 befasst sich ausführlich und wissenschaftlich mit dem Thema „Klimawandel und 
Arbeitsschutz“. Diese Veröffentlichung ist das Ergebnis einer Studie der Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales. Aus Sicht der 
Landesregierung bestehen also bereits gesetzliche Regelungen zum Schutz der Gesundheit von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern vor Hitze, einschließlich Bewertungsmaßstäbe. Und es gibt Empfeh-
lungen zu Schutzmaßnahmen, sie müssen nur konsequent angewandt und entsprechend der Situation 
am jeweiligen Arbeitsplatz umgesetzt werden, und das ist notwendiger denn je, denn gemäß Klimamo-
dellen werden Hitzewellen an Dauer, Häufigkeit und Intensität bis zum Ende des Jahrhunderts zuneh-
men. Maßnahmen zur Prävention von hitzebedingten gesundheitlichen Schäden und Todesfällen sind 
daher wichtig. Die mit dem Klimawandel einhergehenden neuen Herausforderungen sind auch künftig 
zu beschreiben, um darauf zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Bevölkerung insgesamt und 
speziell am Arbeitsplatz reagieren zu können. Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.  
 
Nachfrage Abgeordnete Güngör, DIE LINKE:  
 
Danke Ihnen, Frau Werner. Zwei Nachfragen von meiner Seite. Sie führten bei Frage 1 aus, dass keine 
Erkenntnisse zu diesen Zahlen vorliegen. Liegt das an der mangelhaften Datenlage? Brauchen wir als 
Land da sozusagen mehr, um das auswerten zu können?  
 
Und bei der Beantwortung von Frage 2 und 3 haben Sie sich auf die konsequente Anwendung bezogen 
und die Relevanz von Gefährdungsbeurteilungen deutlich gemacht. Da würde mich interessieren, ob 
nach Kenntnis der Landesregierung gesagt werden kann, wie viele Beschäftigte in Thüringen denn eben 
auch auf eine solche Gefährdungsbeurteilung an ihrem Arbeitsplatz zurückgreifen können. Vielen 
Dank.  
 
Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie:  
 
Zu Frage 1: Dazu wäre tatsächlich mehr Zeit notwendig, weil man dazu die Kassen befragen müsste. 
Das wäre sicherlich eine sehr aufwendige Zusammenstellung von Daten. Aber das müsste man mal mit 
den Kassen überprüfen, ob das durchaus möglich und vertretbar wäre.  
 
Zum Zweiten: Ich kann Ihnen jetzt nicht beantworten, wie viele Menschen tatsächlich von Gefähr-
dungsbeurteilungen profitieren. Wir wissen aber, dass fast 50 Prozent der Unternehmen in Thüringen 
keine oder nur unvollständige Gefährdungsbeurteilungen haben. Wir unterstützen zwar die Unterneh-
men mit verschiedenen gesundheitlichen Netzwerken bei der Erarbeitung solcher Gefährdungsbeurtei-
lungen. Aber da gibt es tatsächlich noch eine ganze Menge Nachholbedarf.  


